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08. 04. 86 


Sachgebiet 8 


Große Anfrage 

des Abgeordneten Auhagen und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Arbeitslosigkeit und Lage der Erwerbslosen in der Bundesrepublik Deutschland (III) 


Wir fragen die Bundesregierung: 

Strategien zur Überwindung der Erwerbslosigkeit 

Wachstumsförderung 

1. Die Bundesregierung hat in ihrem Jahreswirtschaftsbericht 
1985 erklärt, daß sie mehr Arbeitsplätze über ein verstärktes 
Wirtschaftswachstum anstrebe. Eine „längere Phase verstärk- 
ten Wachstums auf stabiler Grundlage" sei - so die Bundesre- 
gierung - erforderlich, um in einem ausreichenden Maße 
Arbeitsplätze zu schaffen. 

Kann die Bundesregierung präzisieren, was sie unter einer 
„längeren Phase vestärkten Wachstums" versteht? 

2. Welche Dauer muß der von der Bundesregierung angestrebte 
„Aufschwung" haben, damit auf diese Weise die Erwerbslo- 
sigkeit überwunden wird? 

3. Welche zukünftigen jährlichen Zuwachsraten des Wachstums 
erachtet die Bundesregierung als wünschenswert, um die 
Massenarbeitslosigkeit zu beseitigen? 

4. Verfügt die Bundesregierung über neuartige wirtschaftspoliti- 
sche Einsichten, indem sie bei der von ihr angestrebten „län- 
geren Phase verstärkten Wachstums" die Möglichkeit zykli- 
scher Schwankungen der konjunkturellen Entwicklung aus- 
blendet? 

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr eines (weite- 
ren) beträchtlichen Anstiegs der Erwerbslosigkeit in der näch- 
sten Rezession? 

6. Mit welchem Verhältnis der Zuwachsraten von gesamtwirt- 
schaftlicher Produktivität und Produktionswachstum rechnet 
die Bundesregierung in den nächsten Jahren? 

7. Warum waren nach Auffassung der Bundesregierung in den 
vergangenen Jahren die Zuwachsraten der gesamtwirtschaft- 
lichen Produktivität zumeist höher als die Wachstumsraten? 

8. Wie haben sich in den vergangenen zehn Jahren die prozen- 
tualen jährlichen Steigerungsraten bei der gesamtwirtschaft- 
lichen Produktivität (auf Stunden- und Erwerbstätigenbasis) 
sowie beim Bruttosozialprodukt entwickelt? 
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9. Autoren des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
kritisieren, daß die Bundesregierung in dem Finanzplan 1983 
bis 1987 im Verhältnis zum erwarteten Wachstum relativ 
geringe Produktivitätssteigerungen und somit eine ver- 
gleichsweise niedrige Beschäftigungsschwelle unterstellt hat. 
Die Bundesregierung habe - so wird kritisiert - ihre Annah- 
men zur Produktivitätsentwicklung nicht näher begründet. 1 ) 

Wie steht die Bundesregierung zu dieser Kritik? 

10. Die Bundesregierung begründet hohe Wachstumsraten insbe- 
sondere mit dem Vollbeschäftigungsziel. 

Sieht die Bundesregierung in diesem Begründungsrahmen 
die Paradoxie, daß die Menschen (auch) Güter produzieren 
sollen, die sie (womöglich) gar nicht haben wollen, nur damit 
sie beschäftigt sind? 

11. Die Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland wird 
mittel- und langfristig voraussichtlich deutlich abnehmen. 

Hält die Bundesregierung auch unter diesem Aspekt an ihrem 
Konzept des forcierten Wirtschaftswachstums fest, d. h. sollen 
zukünftig immer weniger Menschen in der Bundesrepublik 
Deutschland immer mehr produzieren und konsumieren? 

12. Der CDU-Politiker Kurt Biedenkopf hat in seinem Buch „Die 
neue Sicht der Dinge" erklärt, daß er in politischen Perspekti- 
ven, die anhaltendes Wachstum für die Volkswirtschaft 
zugrunde legen, keinen Fortschritt erkennen kann. Bieden- 
kopf schreibt: „Gesellschaften, die dauernd expandieren 
müssen, sind nicht dauerhalt lebensfähig. Sie gefährden die 
Umweltbasis, ihre Zukunftschancen und damit letztlich sich 
selbst.“ 2 ) 

Wie beurteüt die Bundesregierung diese Aussage? 

Lohnentwicklung und Beschäftigung 

1, Welche Erklärung hat die Bundesregierung dafür, daß der 
starke Rückgang der (bereinigten) Lohnquote in den vergange- 
nen Jahren mit einem deutlichen Anstieg der Erwerbslosigkeit 
einhergegangen ist? 

2. Die Bundesregierung betrachtet eine „maßvolle" Lohnpolitik 
als wesentlichen Beitrag zu einer wirksamen Beschäftigungs- 
politik. Moderate Steigerungen oder gar Senkungen der Nomi- 
nallöhne werden demnach in dieser neoklassischen Sichtweise 
über Reallohnsenkungen einen Beschäftigungszuwachs aus- 
lösen. 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Argument, daß Senkun- 
gen des Nominallohns arbeitsmarktpolitisch nichts bewirken 
werden, weü sie lediglich zu Senkungen des Preisniveaus aber 
nicht zu Reallohnsenkungen führen werden? 


1 ) vgl. Klauder, W., Schnur, P., Thon, M., Arbeitsmarktperspektiven der 80er und 
90er Jahre, a.a.O., S. 57 

2 ) zitiert nach Westdeutsche Allgemeine Zeitung vom 24, Januar 1986 


2 



Deutscher Bundestag - 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5296 


3. Welche empirischen Beweise hat die Bundesregierung für die 
These, daß das Reallohnniveau eine wesentliche Determinante 
des Beschäftigungsstandes darstellt? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage des Wirt- 
schaftswissenschaftlers Bombach, daß die Auswirkungen von 
Lohnsatzänderungen auf die Beschäftigung höchst ungewiß 
sind und von der Konstellation zahlreicher Einflußgrößen ab- 
hängen? 3 ) 

5. Die Bundesregierung hat in ihrem Jahreswirtschaftsbericht 
1985 betont, daß eine stärkere Differenzierung der Löhne nach 
Sektoren, Qualifikationen und Regionen arbeitsmarktpolitisch 
geboten ist. 

Kann die Bundesregierung quantifizieren, was sie unter der 
„richtigen* Lohnhöhe im einzelnen versteht? 

6. Wie steht die Bundesregierung zu der Kritik an der neoklassi- 
schen Behauptung des Zusammenhangs zwischen Lohnhöhe 
und Beschäftigung? 

Hält sie diese Kritik für gänzlich imbegründet? 

7. Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß die „Ver- 
antwortung“ der Tarifvertragsparteien für die Arbeitsmarkt- 
lage beträchtlich zugenommen hat, seitdem die Koalition von 
CDU/CSU und FDP die neue Bundesregierung stellt? 

8. Trifft es insofern zu, daß vor der politischen „Wende" im Jahre 
1982 die damalige Bundesregierung von SPD und FDP die 
Hauptverantwortung für die Arbeitslosigkeit trug, während die 
Tarifvertragsparteien als „Verursacher" der Arbeitslosigkeit 
eine nur geringe „Schuld* traf? 

Arbeitszeitverkürzung/ Allgemeines und Wochenarbeitszeit- 
verkürzung 

1. Nach einer Analyse des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung haben Maßnahmen zur Arbeitszeitverkür- 
zung in der Vergangenheit den Arbeitsmarkt beträchtlich 
entlastet. So wurden durch Verkürzungen der Arbeitszeit in 
den Jahren 1973 bis 1979 in der Bundesrepublik Deutschland 
für 824 000 Menschen Erwerbsarbeitsplätze erhalten oder ge- 
schaffen. 4 ) 

Wird die Bundesregierung vor dem Hintergrund dieser Erfah- 
rungen zukünftig den außerordentlich wichtigen arbeits- 
marktpolitischen Beitrag von Arbeitszeitverkürzungen her- 
vorheben? 

2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung von Arbeitsmarkt- 
forschem, daß von der Verkürzung der Wochenarbeitszeit im 


3 ) vgl. Bombach, G., Lohnhöhe und Beschäftigung, in: Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, Heft 3, 1978, S. 271 ff. 

4 ) vgl. Reyher, L., u.a., Arbeitszeit und Arbeitsmarkt. Volumenrechnung, Ausla- 
stungsgrad und Entlastungswirkung, in: Kutsch, T., Vilmar, F. (Hrsg.), Arbeits- 
zeitverkürzung - ein Weg zur Vollbeschäftigung?, Opladen 1983, S. 1 10 
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Sinne der 35-Stunden-Woche ein erheblich größerer Beitrag 
zur Reduzierung der Erwerbslosigkeit ausgehen kann als von 
anderen Varianten der Arbeitszeitverkürzung? 5 ) 

3. Stimmt die Bundesregierung der Berechnung zu, nach der die 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit um eine Stunde eine drei 
bis viermal größere Entlastung des Arbeitsmarktes als die 
Herabsetzung der flexiblen Altersgrenze um ein Jahr auslö- 
sen kann? 6 ) 

4. Wird die Bundesregierung sich zukünftig dafür einsetzen, 
Maßnahmen zur Verminderung der Wochenarbeitszeit zu för- 
dern? 

5. Nach Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung wäre die Anzahl der registrierten Arbeitslo- 
sen ohne die von den Gewerkschaften im Jahre 1984 durch- 
gesetzten Wochenarbeitszeitverkürzungen um etwa 40000 
(im Jahre 1985) und um 30000 (im Jahre 1986) höher zu 
veranschlagen. 7 ) 

Wenn die Auswirkungen auf die verdeckte Arbeitslosigkeit 
berücksichtigt werden, wären in den Jahren 1985 und 1986 
über 100 000 Menschen mehr von Erwerbslosigkeit betroffen, 
falls die Wochenarbeitszeit nicht verkürzt worden wäre. 

Wird die Bundesregierung dies zum Anlaß nehmen, um den- 
jenigen Gewerkschaften ihren Dank auszusprechen, die die 
Verkürzung der Wochenarbeitszeit durchgesetzt haben? 

6. In welchem Ausmaße sollte nach Auffassung der Bundesre- 
gierung in den nächsten Jahren die Wochen- und Gesamtar- 
beitszeit vermindert werden? 

7. Welche Modellrechnungen zu den einzelwirtschaf fliehen 
Kostenbelastungen der Betriebe bei Einführung der 35-Stun- 
den-Woche sind der Bundesregierung bekannt? 

8. Wie beurteüt die Bundesregierung diese Modellrechnungen? 

9. Wie bewertet die Bundesregierung eine Modellrechnung, der 
zufolge die Einführung der 35-Stunden-Woche in einem 
Schritt bei den Unternehmen eine Nettokostenbelastung zwi- 
schen 1,2 bis 2,3 % verursachen würde? 8 ) 

10. Welche Einflußgrößen sind nach Auffassung der Bundesre- 
gierung bei der Analyse der einzel- und gesamtwirtschaftli- 
chen Kostenwirkungen der Wochenarbeitszeitverkürzung zu 
beachten? 


5 ) vgl. Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes NRW (Hrsg.), 
Modelle zur Arbeitszeitverkürzung und Arbeitsverteilung, a.a.O., S. 83 ff. 

6 ) a.a.O., S. 85 

7 ) vgl. Autorengemeinschaft des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 
der Arbeitsmarkt in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1985 und 
1986, a.a.O., S. 414 

8 ) vgl. Huffschmid, J., Bemerkungen zur einzelwirtschaftlichen Kostenbelastung 
der Unternehmen bei Einführung der 35-Stunden-Woche, in: Memo-Forum Nr. 
3, Zirkular der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik, Bremen, Juni 
1984, S. 17 ff. 
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11. In der Auseinandersetzung um die Verminderung der 
Wochenarbeitszeit wurde von der Untemehmerseite behaup- 
tet, daß bei Neueinstellungen die Lohnnebenkosten und 
damit die Gesamtkosten überproportional ansteigen würden. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die These, daß 93 % der 
Lohnnebenkosten unmittelbar mit den direkten Personal- 
kosten (Löhne, Gehälter) verbunden sind und sich insofern im 
Gleichmaß mit diesen bewegen? 9 ) 

12. Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung, der gegen- 
wärtig bei 4 % liegt, bewegte sich in der Phase der „Vollbe- 
schäftigung" bei 1 %. 

Sieht die Bundesregierung insofern auf dieser Ebene einen 
Entlastungsspielraum bei Betrieben und abhängig Beschäf- 
tigten, wenn durch Wochenarbeitszeitverkürzungen ein 
Abbau der Erwerbslosigkeit ausgelöst wird? 

13. Trifft es zu, daß das gesamtwirtschaftliche Produktivitätsni- 
veau in den USA um etwa 25 % und in Japan um etwa 30 % 
niedriger ist als in der Bundesrepublik Deutschland? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung zu, daß deshalb 
die durchschnittlichen Arbeitszeiten in diesen Ländern erheb- 
lich länger als in der Bundesrepublik Deutschland sein müs- 
sen? Um wieviel Prozent ist die durchschnittliche Jahresar- 
beitszeit eines Beschäftigten in den USA und in Japan höher 
als in der Bundesrepublik Deutschland? 

14. Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die Arbeitszeiten 
in der Bundesrepublik Deutschland im internationalen Ver- 
gleich eher zu lang als zu kurz sind, wenn das Produktivitäts- 
niveau berücksichtigt wird? 

Überwindung der Frauenerwerbslosigkeit durch Quotierung von 

Erwerbsarbeitsplätzen 

1. Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache der konstant 
überdurchschnittlich hohen Beteiligung von Frauen an den 
Arbeitslosen (beispielsweise September 1985: Frauenarbeitslo- 
senquote 10,4 % gegenüber einer Arbeitslosenquote von 7,5 % 
Männern) vor dem Hintergrund des Gleichheitsgrundsatzes 
der Verfassung? 

2. Wie beurteüt die Bundesregierung Vorschläge, die Chancen- 
gleichheit von Frauen am Arbeitsmarkt durch die Bevorzugung 
weiblicher Stellenbewerber gegenüber männlichen herzu- 
stellen? 

3. Im Berufsbüdungsjahr 1983/84 waren 61,5 % der nichtvermit- 
telten Bewerber um einen Ausbüdungsplatz Mädchen (Berufs- 
beratung 1983/84 der Bundesanstalt für Arbeit, Stand Juli 
1985). 


®) vgl. Kaukewitsch, P., Personalkosten im produzierenden Gewerbe 1978, in: 
Wirtschaft und Statistik, Heft 5, 1981, S. 333 
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Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge zur Quotierung 
von Ausbildungsplätzen dergestalt, daß mindestens 50 % aller 
freien Ausbildungsplätze bei privaten und öffentlichen Arbeit- 
gebern vorzugsweise an Mädchen zu vergeben sind, solange 
sich solche bewerben? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, die Bundesanstalt für Arbeit 
anzuweisen bzw. ihr zu empfehlen, weibliche Bewerber um 
Arbeits- und Ausbildungsplätze bevorzugt zu vermitteln, um 
die Benachteiligung von Frauen am Arbeitsmarkt aufzuheben? 

5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die überdurch- 
schnittlich hohe Frauenarbeitslosigkeit abgebaut werden kann 
durch die Verpflichtung aller öffentlichen und privaten Arbeit- 
geber, Frauen gegenüber Männern solange bevorzugt einzu- 
stellen, bis Arbeitsplätze auf allen Funktionsebenen minde- 
stens zur Hälfte von Frauen besetzt sind? 

6. Bestimmte Qualifikationsmerkmale, die bei der Einstellung von 
Bewerbern eine Rolle spielen, können Frauen aus sozialen und 
lebensgeschichtlichen Gründen oft nicht erbringen (wenn bei- 
spielsweise mehrjährige Berufserfahrung verlangt wird, die 
Bewerberin aber infolge Kinderbetreuung ihre Berufsarbeit 
unterbrochen hat). 

Wie beurteilt die Bundesregierung Vorschläge, Freuen seien 
zwecks Herstellung der Chancengleichheit auch dann bevor- 
zugt einzustellen, wenn sie lediglich den für die Ausübung der 
Stelle erforderlichen Bildungsabschluß nachweisen? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, die Vergabe von öffentlichen 
Mitteln und Aufträgen an Unternehmen davon abhängig zu 
machen, daß im betreffenden Betrieb Frauen bevorzugt einge- 
stellt und befördert werden, vor allem auch in Bereichen, die 
bisher eher frauenuntypisch sind? 

8. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sowohl private als auch 
öffentliche Arbeitgeber in bestimmten Bereichen bei der Ein- 
stellung Quotenregelungen zugunsten männlicher Bewerber 
praktizieren? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung solche praktizierten Quo- 
tenregelungen zugunsten männlicher Bewerber vor dem Hin- 
tergrund des Gleichheitsgrundsatzes im Artikel 3 GG? 

Überstundenabbau 

1. Stimmt die Bundesregierung dem Präsidenten der Bundesan- 
stalt für Arbeit zu, der annimmt, daß mit einem Überstunden- 
abbau mehrere hunderttausend Erwerbslose wieder in den 
Arbeitsprozeß eingegliedert werden können? 10 ) 

2. Treffen Berechnungen zu, nach denen das jährliche Über- 
stundenvolumen in der Bundesrepublik Deutschland „rein 
rechnerisch“ über 900000 Vollzeitarbeitsplätzen entspicht? 


*°) vgl. Handelsblatt vom 4. Juli 1985 
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3. Ist es richtig, daß Überstunden und Mehrarbeit in weiten 
Bereichen kontinuierlich geleistet werden, d.h. keineswegs 
sporadisch und unerwartet auftreten? 

4. Wie groß ist im Jahre 1985 das Ausmaß von Überstunden und 
Mehrarbeit gewesen, die kontinuierlich angefallen sind? 

5. Was heißt in diesem Kontext „kontinuierlich"? 

6. In welchen Branchen sollte nach Auffassung der Bundesre- 
gierung die Überstundenpraxis verstärkt eingeschränkt 
werden? 

7. Hält die Bundesregierung das hohe Überstundenniveau vor 
dem Hintergrund der anhaltend hohen Massenarbeitslosig- 
keit als vereinbar mit sozialstaatlichen Prinzipien? 

8. Erwartet die Bundesregierung, daß zukünftig auf der Ebene 
der Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen ein nachhalti- 
ger Abbau von Überstunden vereinbart wird? 

9. Weshalb sieht die Bundesregierung in ihrem Entwurf eines 
Arbeitszeitgesetzes aus dem Jahre 1984 Regelungen vor, die 
einen außerordentlich weiten Überstundenspielraum ermögli- 
chen? 

10. Schließt die Bundesregierung aus, zukünftig eine gesetzgebe- 
rische Initiative zum Überstundenabbau zu ergreifen? 

Vorruhestand 

1. Betrachtet die Bundesregierung die von ihr verabschiedete 
Vorruhestandsregelung als bedeutende Maßnahme zur Über- 
windung der Arbeitslosigkeit? 

2. Trifft es zu, daß die Bundesregierung ursprünglich für das Jahr 
1985 mit rund 475000 in den Vonuhestand tretenden Beschäf- 
tigten gerechnet hat, so daß in diesem Fall für rund 250000 
Arbeitslose und Jugendliche zusätzliche Beschäftigungsmög- 
lichkeiten entstanden wären? 11 ) 

3. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß zwischen Mai 1984 
und Dezember 1985 nur 24 140 Arbeitsplätze über die Vorruhe- 
standsregelung an Arbeitslose und Jugendliche vergeben 
wurden? 12 ) 

4. Stimmt die Bundesregierung einer Berechnung zu, nach der 
die Vorruhestandsregelung im Jahre 1985 die (offene) Arbeits- 
losigkeit um weniger als 10 000 verringert hat? 13 ) 

5. Wie beurteüt die Bundesregierung die Aussage, daß die Vorru- 
hestandsregelung auch zukünftig nur einen höchst bescheide- 
nen Beitrag zur Lösung der Arbeitsmarktprobleme leisten 
wird? 


“) vgl. N.N., Ruhestand - Danebengegriffen, in: DER SPIEGEL, Heft 5, 1986 

12 ) vgl. a.a.O. 

13 ) vgl. Klauder, W., Längerfristige Arbeitsmarktperspektiven, a.a.O., S. 403 
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6. Mit welchen - durch die Vorruhestandsregelung ausgelösten - 
Entlastungswirkungen auf dem Arbeitsmarkt (Abbau der regi- 
strierten Arbeitslosigkeit) rechnet die Bundesregierung in den 
kommenden Jahren? 

7. Welche Erklärung hat die Bundesregierung dafür, daß die 
Arbeitsmarkteffekte der Vorruhestandsregelung bisher als 
außerordentlich gering anzusehen sind? 

8. Betrachtet die Bundesregierung die Vorruhestandsregelung 
weiterhin als arbeitszeitpolitische Maßnahme, die der Verkür- 
zung der Wochenarbeitszeit vorzuziehen ist? 

„ Beschäftigungsförderungsgesetz * 

1. Nach welchen Kriterien bewertet die Bundesregierung, ob 
das „ Beschäftigungsförderungsgesetz " in ihrem Sinne 
»erfolgreich* ist? 

2. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat im Juni des vergange- 
nen Jahres erklärt, daß sich die Auswirkungen des „Beschäfti- 
gungsförderungsgesetz“ bis zum November 1985 genauer 
abschätzen lassen, als dies im Frühsommer 1985 möglich 
war. 14 ) 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang inzwi- 
schen befristete Arbeitsverträge im Sinne des „Beschäfti- 
gungsförderungsgesetzes“ abgeschlossen worden sind? 

3. In welchem Maße haben befristete Arbeitsverträge nach dem 
„ Beschäftigungsförderungsgesetz " im Jahre 1985 zur Entla- 
stung des Arbeitsmarktes (Reduzierung der offenen Arbeitslo- 
sigkeit) beigetragen? 

4. Mit welchen Arbeitsmarktwirkungen im Zusammenhang mit 
dem „Beschäftigungsförderungsgesetz“ rechnet die Bundes- 
regierung im Jahre 1986 und in den darauffolgenden Jahren? 

5. Wie bewertet die Bundesregierung die Erklärung des zweiten 
Vorsitzenden der Gewerkschaft Handel, Banken und Versi- 
cherungen (HBV), das „Beschäftigungsförderungsgesetz“ 
zeige zunehmend negative Auswirkungen, weü ausschei- 
dende Dauer-Vollzeitkräfte überwiegend durch Voll- und 
Teilzeitbeschäftigte mit befristeten Arbeitsverträgen ersetzt 
werden; darüber hinausgehende zusätzliche befristete Neu- 
einstellungen, die der ursprünglichen Absicht der Bundesre- 
gierung entsprechen würden, seien dagegen kaum festzu- 
stellen? 15 ) 

6. Um welche Gruppen handelt es sich, mit denen befristete 
Arbeitsverträge im Sinne des „Beschäftigungsförderungsge- 
setzes“ abgeschlossen worden sind? 

7. Welche Gruppen überwiegen dabei? Wie ist dabei der Anteü 
von Männern und Frauen? 


M ) vgl. Presseerklärung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom 5. Juni 1985 zur 
Arbeitsmarktlage 

ls ) vgl. Frankfurter Rundschau vom 11. Oktober 1985, Im Handel werden Arbeit- 
nehmer flexibilisiert 
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8. Wie ist bei diesen befristeten Arbeitsverträgen das Verhältnis 
zwischen Vollzeit- und Teilzeitarbeitsstellen? Wie ist in die- 
sem Zusammenhang die Verteilung zwischen Männern und 
Frauen? 

9. Wie schätzt die Bundesregierung die Gefahr ein, daß befristet 
Beschäftigte im betrieblichen Alltag auf ihre arbeitsrechtli- 
chen Ansprüche (teilweise) verzichten müssen, um die 
Chance zu verbessern, einen imbefristeten Arbeitsvertrag zu 
erhalten? 

10. Ist es das Ziel der Bundesregierung, auf dem Arbeitsmarkt die 
verstärkte Spaltung zwischen relativ sicheren (unbefristeten 
und vollzeitigen) und imsicheren (befristeten) Beschäfti- 
gungsverhältnissen zu fördern? 

11. Ist es die Absicht der Bundesregierung, durch eine forcierte 
Ausdifferenzierung arbeitsvertraglicher Regelungen eine 
wirksame gewerkschaftliche und betriebliche Interessenver- 
tretung der abhängig Beschäftigten zu schwächen? 

12. Trifft es zu, daß bereits vor dem Inkrafttreten des „Beschäfti- 
gungsförderungsgesetzes" (seit 1982) der Anteil befristeter 
Arbeitsverhältnisse deutlich zugenommen hat? 

13. Wie hat sich die Anzahl befristeter Arbeitsverhältnisse (pro- 
zentual und absolut) seit 1982 entwickelt? In welchem Aus- 
maße sind dabei Männer und Frauen betroffen? 

14. Die Bundesregierung hat mit dem „Beschäftigungsförde- 
rungsgesetz“ die „Ausleihzeit" für Leiharbeiter von drei auf 
sechs Monate verlängert. 

Räumt die Bundesregierung ein, daß sie somit - gewollt oder 
ungewollt - die Bedingungen für die Leiharbeit in einer Weise 
verändert hat, die in der Praxis die in diesem Gewerbe massiv 
auftretenden kriminellen Praktiken begünstigt? 

15. Weshalb hat die Bundesregierung die „Ausleihzeit" bei der 
„Arbeitnehmerüberlassung" verlängert? 

16. Wie beurteilt die Bundesregierung vor dem Hintergrund der 
Enthüllungen von Günter Wallraff ein gesetzliches Verbot der 
Leiharbeit? 

Bonn, den 8. April 1986 

Auhagen 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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